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Frank W. Haubold wurde 1955 in Frankenberg (Sachsen) geboren. Nach dem Abitur studierte er Informatik und Biophysik in Dresden und Berlin. Seit 1989 schreibt er Romane, Erzählungen und Kurzgeschichten unterschiedlicher Genres (Science Fiction, Fantasy, Gegenwart) und gewann mehrere Literaturpreise. Einige seiner Erzählungen wurden übersetzt und erschienen u. a. in Russland, Irland, Italien und den USA. Zuletzt erschien der Abschlussband der Space Opera „Götterdämmerung“: Das Licht von Duino (2015). Seit einigen Jahren engagiert sich der Autor auch politisch durch Artikel und Blogbeiträge u. a. für das libertäre Magazin „eigentümlich frei“. 


      


    








   









 


      


      


    Ein Volk, das sich einem fremden Geist fügt, verliert schließlich alle guten Eigenschaften und damit sich selbst. 


                Ernst Moritz Arndt 


    








   






 Zum Geleit 


      


    Kaum ein Jahr ist es her, dass mit dem Bändchen „Niedergang“ die letzte Sammlung von Anmerkungen zum Zeitgeschehen erschienen ist. Dass das zwischenzeitlich erschienene Material bereits eine neue Ausgabe erfordert, hat weniger mit dem Eifer des Autors zu tun als vielmehr mit der zunehmenden Dramatik einer Entwicklung, die nach meiner festen Überzeugung innerhalb historisch kurzer Zeit zur Auslöschung der Errungenschaften der deutschen und europäischen Kultur und Aufklärung führen wird. 


    Das ist kein rein deutsches Problem, auch wenn die politisch-mediale Kaste hierzulande momentan den größten Eifer weltweit an den Tag legt, diesen Prozess durch gezielte Masseneinwanderung aus aufklärungsfernen Staaten zu beschleunigen und die verbliebenen Kritiker dieses Unterfangens mundtot zu machen.  


    Der Wahnwitz der Merkelschen Grenzöffnung für jedermann wird bereits an Hand aktueller Statistiken offenbar, nach denen Deutschland allein 2016 44% aller Asylheischenden im gesamten OECD-Bereich aufgenommen hat, etwa dreimal soviel wie die USA. Dabei dominieren moslemische Herkunftsländer wie Syrien, Afghanistan und der Irak, was über kurz oder lang zu Verhältnissen führen wird, wie sie der Schriftsteller Michel Houellebecq in seinem Roman „Unterwerfung“ visionär für Frankreich beschrieben hat. 


    In Deutschland dürfte die Krise noch dramatischer verlaufen, da die zu Hunderttausenden ins Land strömenden Zuwanderer keinerlei Voraussetzungen für den Arbeitsmarkt mitbringen und somit dauerhaft die Sozialsysteme belasten. Da die Zahl der Beitragszahler jedoch schrumpft und mit dem Abschied der Babyboomergeneration vom Arbeitsmarkt die kritische Grenze unterschreitet, sind die sozialen „Wohltaten“ zur Ruhigstellung der entsprechenden Klientel nicht dauerhaft finanzierbar und Verteilungskämpfe bis hin zu bürgerkriegsähnlichen Zuständen vorprogrammiert. 


    All diese Negativentwicklungen vom demographisch bedingten Schrumpfen der Steuer- und Beitragseinnahmen und der damit einhergehenden Überlastung der Sozialsysteme über die Verwahrlosung des öffentlichen Raums bis hin zur Übernahme ganzer Stadtviertel durch zugewanderte Familienclans sind nicht nur statistisch vorhersehbar, sondern teilweise sogar bereits Realität.  


    Dennoch wird die gesamte Problematik von den Altparteien und ihren medialen Hilfstruppen weiterhin verschwiegen oder verharmlost, wobei die ideologisch motivierte Realitätsverweigerung mittlerweile so weit geht, dass allein die Erwähnung von Missständen wie zum Beispiel der ausufernden Zuwandererkriminalität als unmoralisch und „rassistisch“ gilt und mit gesellschaftlicher Ächtung bestraft wird.  


    Inzwischen schrecken die Regierenden nicht einmal mehr davor zurück, grundgesetzlich verbriefte Bürgerrechte wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit auf juristisch fragwürdige Weise einzuschränken, wie das dieser Tage als „Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ vom Bundestag beschlossene Maas’sche Zensurgesetz beweist, das selbst auf europäischer und UN-Ebene auf scharfe Kritik stößt. Hier auf eine Korrektur durch das Bundesverfassungsgericht zu hoffen, ist eher naiv, haben doch die von den Parteien nominierten Verfassungsrichter das Grundgesetz schon häufiger im Sinne der Staatsräson verbogen und uminterpretiert.  


    Dass ausgerechnet der deutsche Richterbund das mutmaßlich verfassungswidrige Vorhaben begrüßt, belegt den desolaten Zustand der bundesdeutschen Justiz ebenso wie eine ganze Reihe von Skandalurteilen, die man durchaus als ideologisch motiviert bezeichnen kann. So kommen selbst Gruppenvergewaltiger und Kinderschänder auf Grund ihrer Herkunft mit lächerlichen Bewährungsstrafen davon. Der „Migrationsrabatt“ bei der Strafzumessung ist inzwischen längst nicht mehr die Ausnahme, sondern die Regel. Auf der anderen Seite genügt heutzutage sogar schon das Liken eines fragwürdigen Facebook-Eintrags, um in Deutschland vor Gericht gezerrt und verurteilt zu werden. „Bestrafe einen, erziehe hundert“, scheint hier in bester totalitärer Tradition das Credo einer Justiz zu sein, an deren Unabhängigkeit substantielle Zweifel angebracht sind. 


    Die Justiz reiht sich damit würdig ein in eine große Koalition von Parteien, Medien, Amtskirchen, Gewerkschaften, geförderten Vereinen, Staatskünstlern, Auftragswissenschaftlern und gewaltbereiten Linksextremisten, deren ideologische Gleichschaltung und Dominanz immer mehr an die Verhältnisse in den beiden deutschen Diktaturen erinnert.  


    Nun könnte der geneigte Leser fragen, ob der Autor etwa glaube, mit diesen und anderen Texten den Niedergang des Gemeinwesens aufhalten zu können. Die Antwort lautet „kaum“, aber wäre es moralischer, sehenden Auges zu all dem zu schweigen? Außerdem fühle ich mich auf der Seite von Kritikern wie Monika Maron, Rüdiger Safranski, Botho Strauß, Peter Sloterdijk, Reinhard Jirgl oder Jörg Barberowski allemal wohler als in der Herde der mediengläubigen Ignoranten, die satt und ahnungslos dem Abgrund zustrebt.  


    Das Titelbild ist durchaus bewusst gewählt. Es zeigt ein dem Verfall preisgegebenes Gebäude aus der Gründerzeit, das die Zukunft unseres Landes symbolisiert. Jeder, der mag, kann es betreten, dort seine Notdurft verrichten, sich der verbliebenen Einrichtung bemächtigen, Teile davon zerstören oder das ganze Haus in Brand stecken. Die Zeiten des Aufbruchs und der großen Hoffnungen sind längst vergessen, die einstigen Besitzer gestorben oder in alle Winde zerstreut. Finis Germaniae ... 
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 Geringe Halbwertszeit 


    Neuer BKA-Bericht zur Zuwanderer-Kriminalität 


      


    Erstaunlicherweise ohne das übliche mediale Trommelfeuer wurde dieser Tage der Halbjahresbericht „Kriminalität im Kontext von Zuwanderung – Kernaussagen“ vom BKA veröffentlicht. Vielleicht waren dem Innenministerium die Aussagen der eigenen Sprecherin bei der Vorstellung des ersten Quartalsberichts immer noch peinlich, so dass es auf erneute Schlagzeilen vom Typus „Flüchtlinge nicht krimineller als Einheimische“ verzichten wollte, die inzwischen ohnehin niemand mehr ernst nimmt. 


    Dabei hätte man doch – zumindest auf den ersten Blick – frohe Kunde zu vermelden gehabt, denn angeblich ist die Anzahl der von Zuwanderern begangenen Straftaten von Januar bis Juni 2016 um 36 Prozent zurückgegangen. Ärgerlich nur, dass sich dieser vorgebliche Rückgang nicht auf die Fallzahlen niederschlägt, denn nach 69.000 Straftaten im ersten Quartal weist der Halbjahresbericht nunmehr 142.500 Fälle aus, was sogar einer leichten Erhöhung im zweiten Quartal auf 73.500 gleichkäme, was im krassen Widerspruch zur Eingangsbehauptung steht. Da dieser Widerspruch derart offensichtlich ist, dass er auch dem statistisch weniger Bewanderten auffallen muss, wirft die Behörde vorsorglich eine Nebelkerze, die sich wie folgt liest: „Die polizeilichen Ermittlungen in den zugrundeliegenden Fällen dauern vielfach noch an. Die Datenbasis ist folglich nicht abschließend und unterliegt fortwährenden Änderungen. Daher können die hier dargestellten Fallzahlen nicht zu denen aus den Kernaussagen zum ersten Quartal 2016 ins Verhältnis gesetzt werden.“ Im Klartext heißt das: „Was wir im ersten Quartalsbericht veröffentlicht haben, lieber Interessent, können Sie getrost vergessen, denn es stimmt aus heutiger Sicht nicht mehr. Die Zahl der registrierten Straftaten ist inzwischen weitaus höher.“ Das wäre sachlich einigermaßen nachvollziehbar und könnte sogar den eingangs behaupteten Rückgang erklären, der dann allerdings ebenfalls nur eine Momentbetrachtung darstellt und sich nach Abschluss der noch laufenden Ermittlungen genauso in Luft auflösen wird. 


    Um nicht weiter auf Vermutungen angewiesen zu sein, habe ich das BMI angeschrieben, auf den offenkundigen Widerspruch zwischen dem verkündeten Rückgang der Straftaten und den Fallzahlen hingewiesen und um Auskunft gebeten. Eine Antwort steht bis heute aus. Vermutlich möchte man die Zahlen aus dem ersten Quartalsbericht nicht nach oben korrigieren, weil dies dann auch den aktuellen Bericht in Frage stellen würde. 


    Neben fragwürdigem Zahlenmaterial enthält der Bericht allerdings auch Aussagen von einiger politischen Brisanz wie diese: „Der Anteil von Staatsangehörigen aus den Maghreb-Staaten sowie aus Georgien an der Gruppe der Tatverdächtigen war sehr viel höher als ihr Anteil an der Gruppe der Zuwanderer.“ Das bestätigt ähnlich lautende Erkenntnisse der Polizei und wirft ein weiteres Mal die Frage auf, weshalb sich die Bundesregierung beim Thema „sichere Herkunftsstaaten“ von einer Zehnprozentpartei wie den Grünen am Nasenring durch die Manege ziehen lässt, die dieses Gesetzesvorhaben seit Monaten erfolgreich blockieren. Die Antwort liegt leider auf der Hand: Angesichts des Erstarkens der AfD braucht man die Grünen als zukünftigen Koalitionspartner und liefert deshalb die eigene Bevölkerung lieber weiter den zahlreichen kriminellen Zuwanderern aus dieser Region aus, obwohl deren Anerkennungsquote im Asylverfahren gegen Null konvergiert. Beinahe noch absurder ist der Plan der Merkel-Regierung, die Visumspflicht für Georgien abzuschaffen, vermutlich um den organisierten Einbrecherbanden die Einreiseformalitäten zu ersparen. Hier ist der Grund jedoch ein außenpolitischer, denn die USA benötigen Georgien als Speerspitze und Aufmarschbasis gegen Russland und üben entsprechend Druck auf die EU aus. 


    Weiter führt der Bericht aus: „Der Anteil von Staatsangehörigen aus der Balkan-Region an der Gruppe der Tatverdächtigen war deutlich höher als ihr Anteil an der Gruppe der Zuwanderer“, was niemand ernsthaft bezweifeln dürfte. Dass der Bürgerkrieg in Ex-Jugoslawien schon 20 Jahre vorbei ist, ist Regierung und Behörden bis Ende 2015 offenbar entgangen, anderenfalls gäbe es das Problem gar nicht. Angesichts der lächerlich geringen Zahl von Abschiebungen ist auch hier keine wirkliche Besserung zu erwarten. 


    Auch die Herrschaften aus anderen afrikanischen Ländern machen in Deutschland vor allem durch kriminelle Aktivitäten von sich reden, wie der BKA-Bericht bestätigt: „Dasselbe Bild zeigte sich bei Staatsangehörigen aus den afrikanischen Staaten Gambia, Nigeria und Somalia: Auch deren Anteil an der Gruppe der Tatverdächtigen war deutlich höher als ihr Anteil an der Gruppe der Zuwanderer. Die deliktischen Schwerpunkte lagen bei den Tatverdächtigen aus diesen Staaten im Bereich der Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit.“ Dieser Klientel ist es übrigens zu verdanken, dass die schwedische Regierung angesichts der zahlreichen brutalen Überfälle und Vergewaltigungen inzwischen die Reißleine gezogen und das Asylrecht drastisch verschärft hat. Dazu sieht die Merkel-Regierung natürlich keinerlei Anlass, denn die Sicherheit der einheimischen Bevölkerung hat natürlich zurückzustehen, wenn am deutschen Wesen wieder einmal die Welt genesen soll – diesmal auf der Basis einer anmaßenden, realitätsfernen und selbstzerstörerischen Hypermoral. 


    Den Preis für Merkels „freundliches Gesicht“ bezahlen die Opfer der inzwischen tagtäglichen Überfälle, sexuellen Übergriffe und Vergewaltigungen. Im ersten Halbjahr 2016 summiert sich die Zahl der „Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung“ bereits auf knapp 1.600 Fälle, wobei die Dunkelziffer deutlich höher sein dürfte, denn die Statistik umfasst natürlich nur Delikte, bei denen der oder die Täter identifiziert und dingfest gemacht wurden. Das amerikanische Gatestone-Institut dokumentiert im Anhang eines Artikels unter der Überschrift „Deutschlands Migranten-Vergewaltigungs-krise außer Kontrolle“ allein für den Monat Juli 2016 bis zu neun sexuelle Übergriffe täglich (!), und das sind nur jene Fälle, die über Medien und Polizeiberichte überhaupt an die Öffentlichkeit gelangten. 


    Angesichts dieser Tatsachen und der Aussicht auf etwa 300.000 zusätzliche Straftaten durch Zuwanderer im Jahr 2016 stellt sich vermutlich nicht nur mir die Frage, in welcher geistigen Verfassung eine Bevölkerung sein muss, die sich – zumindest in den westlichen Landesteilen –mehrheitlich von Politik und Medien gegen eine fiktive „rechte“ Gefahr aufhetzen und jene gewähren lässt, die das Land fahrlässig oder gar bewusst in den Abgrund steuern. Die deprimierende Antwort dürfte auf der Hand liegen. 
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 Die ,WAZ’ als links-grünes Kampfblatt 


    Demagogie und Einschüchterung im Namen der „Anständigen“ 


      


    Die Nerven liegen blank. Anders ist die Selbstentlarvung der politisch-medialen Kaste nicht mehr zu erklären, die inzwischen völlig offen auf Gewalt und Einschüchterung gegen Andersdenkende setzt. 


    Neuestes Beispiel sind ein „Bericht“ der „WAZ“ über eine AfD-Veranstaltung in Menden und die von Politik und Medien geschürten Proteste dagegen. Unter der Überschrift „Bunter Protest gegen AfD und Storch-Auftritt in Menden“ bejubelt das Blatt die von „Grünen“ und Antifa angeführte Demonstration und Belagerung des Veranstaltungsortes. „Friedlich und witzig“ sei der Protestzug gewesen, freut sich der Autor, was sich an anderer Stelle dann so liest: „Demonstranten belagern den Bürgersaal. Damit sie nicht vor die Scheiben klopfen können, hält die Polizei sie von den Fenstern weg. Nach dem Vortrag am späten Abend passierte es trotzdem.“ Äußerst witzig, in der Tat. 


    Extrem lustig ist der ebenfalls in der „WAZ“ zitierte Aufruf der grünen Organisatoren: „Die Neuhaus-Brüder schlagen Wächter eine Sitzungsunterbrechung des Stadtrates vor, um Storch ‚mit möglichst vielen anderen Bürger*innen gebührend zu empfangen‘. Stefan und Peter Neuhaus beziehen sich in ihrem Aufruf zweideutig auf einen Angriff bei einer AfD-Sitzung in Kassel. ‚Woanders hat man dafür ja auch schon mal Torten mitgebracht.‘“ Das ist im übrigen nicht „zweideutig“, sondern ein unverhohlener Gewaltaufruf. Zweifellos ist das die Art von Humor, die „Grüne“ im Umgang mit Andersdenkenden gern pflegen. 


    Aber es kommt noch ärger, denn die Wut der selbsternannten „Anständigen“ richtet sich nicht nur gegen von Storch und die AfD, sondern auch gegen den Bürgermeister der Stadt, Martin Wächter, der der AfD den Veranstaltungsraum vermietet hatte. Genüsslich berichtet die „WAZ“: „In der Ratssitzung war es zuvor für den Bürgermeister noch dicker gekommen: Mit knallroten Trillerpfeifen betraten junge Leute um 17.29 Uhr den Ratssaal und hielten ein Plakat hoch, auf dem zu lesen war: ‚M.Wächter: Steigbügelhalter der Nationalist*innen‘.“ Da wird also ein Kommunalpolitiker dafür beschimpft, dass er einer zugelassenen demokratischen Partei nicht wie gewünscht Hausverbot erteilt hat, mit welch abenteuerlicher Begründung auch immer. Mit Demokratie und Meinungsfreiheit hat das wenig zu tun, wohl aber mit einer totalitären Grundeinstellung, die an schlimmste Zeiten gemahnt. 


    Vollends unappetitlich, wenn auch durchaus erhellend, ist der anschließende Kommentar von Thomas Hagemann, der unter anderem ausführt: „Aus strategischer Sicht wäre es klüger gewesen, die AfD-Veranstaltung ohne Begleitmusik ablaufen zu lassen. Doch wer will kritisieren, dass eine Bürgergesellschaft Zeichen für die Völkerverständigung setzen will?“ Eine angemeldete Veranstaltung lautstark zu stören, die Teilnehmer als „Nazis“ zu diffamieren und nur durch Polizei- und Security-Präsenz an Gewaltakten gehindert zu werden, ist also ein „Zeichen für die Völkerverständigung“? Das wäre vermutlich nicht einmal Karl-Eduard von Schnitzler eingefallen, dem Chefdemagogen der SED-Propaganda, dessen Wiedergänger sich heute zuhauf in bundesdeutschen Redaktionsstuben tummeln. 


    Doch der Autor belässt es nicht bei Manöverkritik, sondern fordert auch unverhohlen, die demokratischen Rechte Andersdenkender einzuschränken: „Bleibt die Frage: Warum immer wieder Menden? AfD-Funktionär Sebastian Schulze gelang es wiederholt, Räume zu finden und seine allzu unbedarfte Heimatstadt diesen Zumutungen auszusetzen. Wie oft schafft er das noch?“ Das ist ein unverhohlener Boykottaufruf der angeblich unabhängigen Presse gegen eine Partei, deren Vertreter inzwischen in zehn Landesparlamenten sitzen, ein geistiges Armutszeugnis und Beleg für die moralische Verwahrlosung der vorgeblichen vierten Gewalt als Handlanger der Politik. 


    Eine gute Nachricht gibt es dennoch: Die verkaufte Auflage der Funke-Gruppe Nordrhein-Westfalen ist seit 1998 um 50,8 Prozent gesunken. Das entspricht einem Rückgang von 580.008 Stück. Angesichts dieser Art von „Journalismus“ kann man begründet hoffen, dass sich die Talfahrt fortsetzt und beschleunigt. 
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